
tungen trifft, das Konkursverfahren eröffnet ist, hat 
keinen Einfluß auf den Übergang dieses Vermögens in 
das Eigentum des Volkes. H it dem Übergang in Volks­
eigentum erlischt die Verfügungsbefugnis des Konkurs­
verwalters über diese Vermögenswerte.
(3) Die Regelung der den Rechten Dritter zugrunde lie­
genden Verbindlichkeiten erfolgt in einer besonderen 
Anweisung. Bis zu diesem Zeitpunkt sind die Erfüllung 
von Verbindlichkeiten sowie Zins- und Tilgungszahlun­
gen auszusetzen.

§ 7
Durchführung von Grundbuchberichtigungen.

Für Grundstücke und Rechte an Grundstücken, die auf 
Grund des § 1 der VO Volkseigentum geworden sind oder 
in den Bodenfonds übergingen, kann die Berichtigung 
des Grundbuchs durch Elintragung der sich nach der VO 
ergebenden neuen Rechtsverhältnisse auch dann erfolgen, 
wenn der bisherige Berechtigte nicht im Grundbuch ein­
getragen war. Voraussetzung dafür ist, daß der bisherige 
Berechtigte entweder kraft Gesetzes (z. B. durch Erb­
gang) oder durch ein seinerseits bereits erfülltes Rechts­
geschäft das Eligentum oder ein anderes Recht am 
Grundstück erworben hat. Das Vorliegen dieser Voraus­
setzung ist der Abteilung Kataster des Rates des Kreises 
nachzuweisen, wenn ein Ersuchen auf Berichtigung des 
Grundbuches gestellt wird.

§ 8
Behandlung von Genossenschaftsanteilen.

Genossenschaftsanteile, die einer Person zustanden, die 
das Gebiet der DDR ohne Beachtung der polizeilichen 
Meldevorschriften verlassen hat oder hierzu Vorberei­
tungen trifft, sind im Zeitpunkt des Übergangs des Ver­
mögens dieser Person in das Eigentum des Volkes zu 
Ansprüchen auf Auszahlung des Wertes des Genossen­
schaftsanteils geworden. Dies gilt nicht für Anteile an 
Wohnungsgenossenschaften. Dieser Anspruch steht dem 
Staatshaushalt gegenüber der Genossenschaft zu. E r ist 
spätestens innerhalb von 6 Monaten nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem er entstand, zu begleichen. In 
begründeten Fällen kann der Rat des Kreises, Abt. 
Finanzen, im Einvernehmen mit dem Sachgebiet Staat­
liches Eigentum eine längere Frist bewilligen.

Regierung der Deutschen
Demokratischen Republik 

Ministerium des Innern 
gez. Unterschrift 

(Grötschel)
Mit der Führung der Geschäfte 
des Staatssekretärs beauftragt.

*

Selbst das Oberste Gericht der Sowjetzone hat in ganz 
eindeutiger Weise zu den Fragen Stellung genommen, 
die sich aus der Verordnung zur Sicherung von Ver­
mögenswerten ergaben. Über die eigentliche Verordnung 
hinaus werden darin alle Grundsätze bestätigt, die in 
den geheimen Durchführungsbeistimmungen festgelegt 
worden waren. Insbesondere bestätigte dieses Gericht, 
daß die „Beschlagnahme“ eine Überführung in Volks­
eigentum bedeute und daß die Verordnung und die ge­
heimen Durchführungsbestimmungen rückwirkend an­
zuwenden seien.

DOKUMENT 76

§ 1 VO zur Sicherung von Vermögenswerten vom 17. Juli 
1952; § 1 VESchG.
Das Eigentum solcher Personen, die im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der VO zur Sicherung von Vermögens­

werten vom 17. Juli 1952 das Gebiet der Deutschen Demo­
kratischen Republik bereits ohne Beachtung der gesetz­
lichen Vorschriften verlassen haben, ist Volkseigentum 
geworden, ohne daß es einer besonderen Beschlagnahme­
verfügung bedarf.
OG, Urt. vom 19. Februar 1953 — 2 Zst III/6/53.
Der Beschuldigte ist Spediteur. In seinen Lagerräumen 
befand sich ein Klavier, das früher einer inzwischen 
republikflüchtig gewordenen Frau L. gehörte. Da der Be­
schuldigte eine Forderung in Höhe von etwa 800,— DM 
gegen Frau L. hatte, ließ er das Klavier am 5. Dezember 
1952 versteigern. Bei der Versteigerung erwarb es der 
Vater des Beschuldigten für 500,— DM.
Auf Antrag der Staatsanwaltschaft erließ das Kreis­
gericht am 6 . Dezember 1952 Haftbefehl gegen den Be­
schuldigten wegen dringenden Verdachts, ein Verbrechen 
gegen § 1 VESchG begangen zu haben, und wegen des 
Bestehens von Verdunkelungsgefahr. Auf die Beschwerde 
des Beschuldigten hob das Bezirksgericht diesen Haft­
befehl auf. Der Beschluß ist damit begründet, daß nach 
§ 1 VO zur Sicherung von Vermögenswerten vom 17. Juli 
1952 nur Personen erfaßt werden, die nach dem Inkraft­
treten dieser Verordnung das Gebiet der Deutschen 
Demokratischen Republik illegal verlassen oder hierzu 
Vorbereitungen treffen, und daß in jedem Fall eine be­
stimmte Beschlagnahmeverfügung der staatlichen 
Organe erforderlich sei. Beide Voraussetzungen lägen 
hier nicht vor. Zwar hätte der Beschuldigte gemäß § 6 
der genannten Verordnung nicht über das Klavier ver­
fügen dürfen. Da dieses aber noch nicht in Volkseigentum 
übergegangen sei, könnte dem Beschuldigten ein Ver­
brechen gegen § 1 VESchG nicht zur Last gelegt werden. 
Der Generalstaatsanwalt der Deutschen Demokratischen 
Republik hat die Kassation des Beschlusses des Bezirks­
gerichts beantragt, weil er auf einer Verletzung des 
Gesetzes beruhe.
Der Kassationsantrag hatte Erfolg.

A u s  d e n  G r ü n d e n
Der Beschluß des Bezirksgerichts geht von falschen Vor­
aussetzungen aus. Die Verordnung vom 17. Juli 1952 
erfaßt nicht nur Personen, die nach ihrem Inkrafttreten 
das Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik ver­
lassen oder hierzu Vorbereitungen treffen, sondern auch 
alle Personen, die bei ihrem Inkrafttreten republikflüchtig 
sind. Dem Generalstaatsanwalt ist darin zuzustimmen, 
daß das illegale Verlassen des Gebietes der Deutschen 
Demokratischen Republik eine Verletzung der Bürger­
pflichten gegenüber dem Staat darstellt, auf die der 
Staat mit Vermögensbeschlagnahme reagiert. Die Pflicht­
verletzung ist nicht mit dem Verlassen der Deutschen 
Demokratischen Republik beendet, sondern dauert so 
lange an, wie die betreffende Person ohne Beachtung der 
gesetzlichen Vorschriften der Deutschen Demokratischen 
Republik fernbleibt. Wer also bei Inkrafttreten der ge­
nannten Verordnung, d. h. am 18. Juli 1952, republik­
flüchtig war, dessen Vermögen ist auch gemäß § 1 der 
Verordnung vom 17. Juli 1952 beschlagnahmt. Beizu­
pflichten ist dem Generalstaatsanwalt auch, insoweit 
er ausführt, daß diese Beschlagnahme unmittelbare 
Folge der Republikflucht ist. Einer besonderen Be­
schlagnahmeverfügung bedarf es nicht. Das ergibt sich 
aus dem Charakter der Verordnung, die nicht auf die 
Regelung von Einzelfällen abgestellt ist, sondern eine 
allgemeine und grundsätzliche Klarstellung der Ver­
mögensverhältnisse aller republikflüchtigen Personen 
bezweckt. Die Verordnung selbst bietet auch keinen 
Anhaltspunkt für die Annahme der Notwendigkeit 
einer solchen besonderen Verfügung.
Das Bezirksgericht leitet seine weitere Auffassung, 
das vom Beschuldigten versteigerte Klavier sei nicht 
Volkseigentum geworden, aus § 6 der genannten Ver­
ordnung ab, der besagt, daß das Vermögen außerhalb
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